
Sekretariat und Kirchenpflege in Personalunion. Konsequenzen und 
Vorgehen, wenn eine Zusammenführung der Arbeitsverträge 
gewünscht wird. 
 
Die Ausgangslage: Die KGO ermöglicht es in ihrer aktuellen Fassung, dass 
Kirchengemeinden auf die Bestellung einer Kirchenpflegerin oder eines Kirchenpflegers 
verzichten (§ 37 Abs. 5 KGO). Damit ist es grundsätzlich möglich, dass die Aufgaben der 
Kirchenpflege und des Sekretariats in einer Stelle zusammengefasst werden. Aus zwei 
Arbeitsverhältnissen wird eines. 
 
Konsequenz: Mit diesem Schritt entfällt das Stimmrecht der Kirchenpflegerin im 
Kirchengemeinderat ersatzlos. Die bisherigen zwei Arbeitsverträge werden in einen 
gemeinsamen unbefristeten Arbeitsvertrag umgewandelt. 
 
Die formellen Schritte:  

• Die bestehenden Anstellungsverhältnisse können nur durch einen einvernehmlichen 
Änderungsvertrag zusammengeführt werden. Grundvoraussetzung ist also die 
Bereitschaft der betroffenen Person, einem Änderungsvertrag zuzustimmen. 

• Des Weiteren muss ein sichergestellt werden, dass die Aufgaben, die bisher bei der 
Kirchenpflege angesiedelt waren, auch weiterhin erbracht werden.  

• Der Kirchengemeinderat muss einen entsprechenden Beschluss fassen. Dieser kann 
zum Beispiel lauten: „Die Kirchengemeinde XY verzichtet ab DATUM XY auf die 
Bestellung einer Kirchenpflegerin oder eines Kirchenpflegers. Die seitherigen 
Aufgaben der Kirchenpflege werden ab selbigem Datum durch PERSON XY 
UND/ODER KÖRPERSCHAFT XY wahrgenommen (hier ggf. darstellen, wer welche 
Bereiche übernimmt). Das Recht, den Kirchengemeinderat einzuberufen, wenn dies 
durch einen Gegenstand des seitherigen Arbeitsbereiches der Kirchenpflege 
vonnöten ist (siehe § 22 Abs. 4 KGO), wird auf PERSON XY übertragen.“ 

 
Das arbeitsrechtliche Vorgehen: 

• Aus der Stellenbeschreibung für die Sekretariatsstelle und aus der 
Arbeitszeitermittlung der Kirchenpflege wird eine neue Stellenbeschreibung erstellt.1  

• Bei der neu entstehenden Stelle handelt es sich um die Stelle einer 
Verwaltungsmitarbeiterin oder eines Verwaltungsmitarbeiters. Sie ist unbefristet und 
wird nach dem Vergütungsgruppenplan 60 bewertet. Das Referat Arbeitsrecht 
unterstützt gerne, falls Fragen zur Bewertung der Stelle aufkommen. 

 
Weitere Hinweise:  

• Bitte verwenden Sie für das Anstellungsverfahren die Berufsbezeichnung 
„Verwaltungsmitarbeitende/r“. Das Berufsbild Assistenz der Gemeindeleitung befindet 
sich zurzeit in der Pilotierung, hier liegen keine einschlägigen Bewertungskriterien 
vor.  

• Mit welcher Berufsbezeichnung die Person in der Kirchengemeinde bezeichnet wird, 
spielt für Fragen der Anstellung und der Vergütung keine Rolle. Die Bezeichnung 
„Kirchenpflege“ darf nicht mehr verwendet werden.  

• In § 37 Abs. 5 KGO wird von verbliebenen Aufgaben gemäß § 24 Abs. 7 gesprochen, 
die auf ein Mitglied des Kirchengemeinderates übertragen werden müssen. 
Grundsätzlich wird dadurch festgehalten, dass alle Aufgaben aus der Kirchenpflege, 
die nicht von anderen Personen oder Körperschaften wahrgenommen werden, durch 
Mitglieder des Kirchengemeinderats erledigt werden müssen. Darüber hinaus gibt es 

 
1 Die bisherigen Stellen sind in der Regel unterschiedlich bewertet. Es ist vom jeweiligen Einzelfall 
abhängig, ob die Zusammenfassung der Stellen für die/den StelleninhaberIn finanziell von Vorteil oder 
von Nachteil ist. Die Bewertung der zusammengeführten Stelle sollte daher erfolgen, bevor das 
Einvernehmen mit der betroffenen Person gesucht wird.  



genau eine Aufgabe, die zwingend auf ein Mitglied des Kirchengemeinderates 
übertragen werden muss: Das Recht eine Sitzung des Kirchengemeinderates 
einzuberufen, wenn dies durch einen Gegenstand aus dem seitherigen 
Arbeitsbereich der Kirchenpflege vonnöten ist (siehe § 22 Abs. 4 KGO). 

 
 
Weitere Informationen und Beratung: Referat Arbeitsrecht, Sina.Heider@elk-wue.de 
 
 


